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Anhörung im Bundestag zur Entlastung Alleinerziehender: djb begrüßt vorgeschlagene Maß-

nahmen und fordert beim Entlastungsbetrag sozial gerechtere Ausgestaltung 

Heute wird im Familienausschuss des Bundestages über einen Antrag der CDU/CSU-Fraktion 

debattiert, der das Ziel verfolgt angesichts der aktuellen Inflation Alleinerziehende stärker zu 

entlasten. Die Position des Deutschen Juristinnenbundes e.V. (djb) wird vertreten von Dr. Ul-

rike Spangenberg, Mitglied der Kommission Recht der sozialen Sicherung, Familienlastenaus-

gleich.  

Der djb unterstützt in seiner Stellungnahme ausdrücklich das Ziel des Antrags. Denn Alleiner-

ziehende sind besonders häufig von Armut und somit auch von den Auswirkungen der Infla-

tion betroffen. Einige der vorgeschlagenen Maßnahmen entsprechen langjährigen djb-Forde-

rungen. Sie könnten nicht nur dazu dienen die aktuellen inflationsbedingten Belastungen zu 

verringern, sondern darüber hinaus die finanziellen Rahmenbedingungen für Alleinerziehende 

grundsätzlich verbessern. Dazu gehört insbesondere der Vorschlag, das Kindergeld nur noch 

hälftig auf den Unterhaltsvorschuss anzurechnen.  

Die von der CDU/CSU-Fraktion vorgeschlagene Erhöhung des Steuerentlastungsbetrags von 

derzeit 4.008 auf 5.000 Euro ist angesichts der Einkommensrealitäten von Alleinerziehenden 

jedoch wenig zielführend beziehungsweise nicht ausreichend. „Mit dieser Maßnahme würden 

Alleinerziehende mit hohem Einkommen ohne erkennbaren sachlichen Grund stärker entlas-

tet als Alleinerziehende mit geringem Einkommen. Dies ist mit Blick auf das Gleichheitsgebot 

aus dem Grundgesetz nicht zu rechtfertigen und widerspricht darüber hinaus dem Ziel des 

Antrags, inflationsbedingte Belastungen auszugleichen. Der richtige Weg wäre hier die Einfüh-

rung einer Steuergutschrift, wie sie bereits im Koalitionsvertrag vorgesehen ist.“, fordert die 

Präsidentin des djb Professorin Dr. Maria Wersig. „Damit würden Alleinerziehende in allen 

Einkommensgruppen unterstützt. Derzeit fallen Alleinerziehende, die kaum oder keine Steu-

ern zahlen und nicht im SGB II-Bezug sind, aus dem Raster.“ 

Zudem ist darauf zu achten, dass unerwünschte Neben- oder Wechselwirkungen zu bewähr-

ten Sozialleistungen wie Wohngeld, zum Bildungs- und Teilhabepaket oder zum Kinderzu-

schlag vermieden werden.  

mailto:geschaeftsstelle@djb.de
https://www.djb.de/presse/stellungnahmen/detail/st22-10

